




EUUNO & Europarat

20. Juli – Europäische Kommission schlägt 
eine Richtlinie zum Recht auf Belehrung in 
Strafverfahren vor

20. Oktober – EU verabschiedet Richtlinie über 
das Recht auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen 
in Strafverfahren

20. Januar – Ministerkomitee des Europarats ver-
öffentlicht Empfehlung zu den Grundsätzen der 

Bewährungshilfe

24. Februar – Ministerkomitee des Europarats 
veröffentlicht Empfehlung zu wirksamen Rechtsbehelfe 

bei überlanger Verfahrensdauer

17. November – Ministerkomitee des Europarats 
veröffentlicht Empfehlung über Richter: Unabhängigkeit, 

Effizienz und Verantwortungen

30. November – im Fall Ahmadou Sadou Diallo aner-
kennt der Internationale Gerichtshof das Gewicht, das 

den Erkenntnissen der Überwachungsorgane der 
internationalen Menschenrechtsverträge beizumessen ist
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DiesesKapitelbeschreibt,wiesichpolitischeMaßnahmen
undPraktikenderEuropäischenUnion(EU)undderMit-
gliedstaaten2010imBereichdesZugangszurStraf-und
Ziviljustizentwickelten.UmeinenumfassendenÜberblick
überdasThemazuerhalten,empfiehltessich,diesesKapi-
telzusammenmitKapitel9überdenOpferschutzzulesen,
dasdieRechtederOpfervonStraftatenindenVordergrund
stellt.Kapitel5überGleichbehandlungundNichtdiskrimi-
nierungsowieKapitel6überRassismusundethnische
DiskriminierungnehmenmitdenThemenWissenumdie
eigenenRechteundGleichbehandlungsstellenebenfalls
aufFaktorenBezugauf,diefürdenZugangzurJustizvon
Bedeutungsind.

UmdieindiesemKapitelbehandeltenThemenineinem
umfassenderenKontextbeurteilenzukönnen,sollteman
dreiEntwicklungenberücksichtigen,diedieeuropäischen
unddieinternationalenBeschwerdestellenbetreffen.Ers-
tenswurdedurchdenVertragvonLissabondieChartader
GrundrechtederEuropäischenUnion rechtlichbindend
unddieSäulenstrukturderEuropäischenUnionaufgelöst,
wodurchsichdieZuständigkeitdesGerichtshofsderEuro-
päischenUnion(EuGH)erweiterte.Zweitenserarbeitete
derEuroparatneueStandardsfürdieUnabhängigkeitder
Justiz,dieVerfahrensdauerundeinekinderfreundlicheJus-
tiz.1DrittenseröffnetdieRatifizierungderZusatzprotokolle
zumÜbereinkommenüberdieRechtevonMenschenmit

1 Europarat,Ministerkomitee(2010a),(2010b)und(2010c).

Zugang zu einer effizienten 
und unabhängigen Justiz

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte stellte 2010 gegenüber den 27 EU‑Mitgliedstaaten in 270 Fällen 
eine Verletzung der Europäischen Menschenrechtskonvention wegen zu langen Gerichtsverfahren fest. Dass ein Fall 
innerhalb einer angemessenen Frist entschieden wird, ist nur ein Aspekt des Rechts auf Zugang zur Justiz. Der Zugang 
zur Justiz ist entscheidend, um sicherzustellen, dass Menschenrechtsstandards in der Praxis auch wirklich umgesetzt 
werden. Ebenso wichtig ist der Zugang zur Justiz, um die Rechte von Beschuldigten und Verdächtigen in Ermittlungs‑ 
und Strafverfahren zu wahren. Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Dezember 2009 und durch die 
Dynamik, die das Stockholmer Programm im Bereich der Justiz in Gang setzte, gibt es hier wichtige Fortschritte. 

8

WichtigeEntwicklungenimBereich
ZugangzurJustiz:

• eineRichtlinieüberdasRechtaufDolmetschleistungenund
ÜbersetzungeninStrafverfahren3wurdealsersterSchrittder
UmsetzungdesEU-FahrplanszurStärkung der Verfahrensrechte 
von Verdächtigen oder Beschuldigten in Strafverfahren
eineRichtlinieüberdasRechtaufDolmetschleistungen
undÜbersetzungeninStrafverfahrenerlassen.4

• MehrereEU-MitgliedstaatenleiteteneineReformihrerGerichteein,
dieauchMaßnahmenzurKürzungderDauervonGerichtsverfahren
undzurStärkungdergerichtlichenUnabhängigkeitumfasst.

• MehrereMitgliedstaatenleitetenSchrittezurSchaffung
oderStärkungnationalerMenschenrechtsorganisationen
(National Human Rights Institutions,NHRIs)ein.

BehinderungensowiezuminternationalenPaktüberwirt-
schaftliche,sozialeundkulturelleRechtedurchdieMitglied-
staatendieMöglichkeit,Beschwerdebeidenzuständigen
ÜberwachungsorganenderVereintenNationen(United 
Nations,UNO)einzulegen.234

2 WeitereInformationensieheKapitel10zuInternationalen
Verpflichtungen.

3 Richtlinie2010/64/EUdesEuropäischenParlamentsunddesRates.
IrlanderklärteseinenWunsch,durchGebrauchseinerOpt-in-Option
gemäßProtokoll21desLissabonerVertragsanderRichtlinie
teilzuhaben.DasVereinigteKönigreich,demdieselbeOptionoffen
steht,hatsichbishernichtzudiesemSchrittentschlossen.

4 EntschließungdesRatesvom30.November2009,S.1.
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8.1.   Der Zugang zur Justiz als 
Rechtsprinzip

DasRechtaufZugangzurJustizbeinhaltetdasRechtauf
einunparteiischesGerichtunddasRechtaufeinenwirk-
samenRechtsbehelf,wiediesinArtikel47derChartader
GrundrechtederEuropäischenUnion,5inArtikel6und
Artikel13dereuropäischenMenschenrechtskonvention
(EMRK)undinArtikel2Absatz3undArtikel14desinter-
nationalenPaktsüberbürgerlicheundpolitischeRechte
festgelegtist.6DerZugangzurJustizschließtnebenden
RechtenvonBeschuldigteninStrafverfahrenundvon
BeklagteninZivilverfahrenauchdieRechtevonOpfern
undKlägernein.DabeihandeltessichbeimZugangzur
JustiznichtnurumeinRechtfürsichgenommen,son-
dernauchumeinenprozeduralenHebel,deresPersonen
erlaubt,anderematerielleRechtetatsächlichvorGericht
durchzusetzenundRechtsmitteleinzulegen.

NebenArtikel47derEU-Grundrechte-Chartaverweisen
auchdieRechtsprechungdesEuGHundEU-Richtlinienfür
denBereichderDiskriminierung7aufdasRechtaufZugang
zurJustiz.DerEuGHverlangt,dassaufmitgliedstaatlicher
EbenefürausdemEU-RechtabgeleiteteRechteeffiziente
Rechtsmittelvorgesehenwerden.DieseRechtsmittelsollen

5 EuGH,verbundeneRechtssachenC-154/04undC-155/04,Alliance for 
Natural Health and Others,[2005]ECRI-6451,12.Juli2005,Absatz126.

6 AgenturderEuropäischenUnionfürGrundrechte(FRA)(2010a).
7 Siehez.B.Richtlinie2000/43/EGdesRates,Artikel7,S.22.

jenenvergleichbarsein,diefürähnlicheRechtspositionen
desreinmitgliedstaatlichenRechtseingeräumtwerden.8

AuchwennindiesemKapiteldieEUundihreMitgliedstaa-
tenimVordergrundstehen,darfnichtvergessenwerden,
dassdarüberhinauszahlreicheeuropäischeundinternati-
onaleÜberwachungsstellenexistieren,beidenenBürger
beiMenschenrechtsverletzungenBeschwerdeeinlegen
können,wennsieihreRechteaufnationalerEbenenicht
durchsetzenkonnten.Dieentsprechendeninternationa-
lenInstrumentewerdeninKapitel10überinternationale
Menschenrechtsverpflichtungennähererläutertundsind
außerdemThemaeinesBerichtsüberdenZugangzurJustiz,
dendieFRA2011veröffentlicht.9

8.2.   Entwicklungen auf 
EU-Ebene

DerfolgendeAbschnittbefasstsichzunächstmitdenpoli-
tischenEntwicklungenauf EU-Ebene indenBereichen
Straf-undZivilrecht.Anschließendwidmeter sichder
RechtsprechungdesEuGH.

8.2.1.  Rechtsetzung im Bereich des 
Strafrechts

OhnegemeinsameMindeststandardszurGewährleistung
einesfairenGerichtsverfahrenswerdennationaleJustiz-
behördenmitunterzögern,Personenzuüberstellen,die
sichinihremGewahrsambefindenunddenenineinem
anderenMitgliedstaatderProzessgemachtwerdensoll.
EinesolcheHaltungkönntedieumfassendeUmsetzung
vonMaßnahmen,dieaufdemGrundsatzdergegenseitigen
Anerkennungbasieren,wiez.B.derEuropäischeHaftbe-
fehl.10erschwerenunddamitdieEntwicklungeineseuro-
päischenRechtsraums,wieerimStockholmerProgramm
beschriebenwird,behindern.11

8 EuGH,C-78/98,Preston,[2000]ECRI-3201,16.Mai2000.
9 Ibid.
10 Rahmenbeschluss2002/584/JIdesRates,Artikel1(1),S.4.
11 EuropäischerRat(2010),S.1.

„[D]er Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung […] ist dahin 
auszulegen, dass er Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
[…] entgegensteht, [… die] schwangeren Arbeitnehmerinnen, 
denen während ihrer Schwangerschaft gekündigt wird, […] die 
Möglichkeit vorenthalten, eine Schadensersatzklage bei Gericht 
zu erheben, obwohl diese Möglichkeit anderen gekündigten 
Arbeitnehmern offen steht, sofern eine solche Einschränkung 
eine ungünstigere Behandlung einer Frau im Zusammenhang 
mit Schwangerschaft darstellt. 

EuGH, Rechtssache C-63/08, VirginiePontingegenT-ComaluxSA, 
Urteil vom 29. Oktober 2009

Bericht über den Zugang zur Justiz
IndiesemBerichtbeschäftigtsichdieFRAmitdenHerausforderungenundMöglichkeitenimBereichdesZugangszur
Justiz.DerBerichtanalysiertvergleichend,welcheVerfahrenesaufeuropäischerundinternationalerEbenegibtund
inwelchemBezugsiezunationalenRechtsbehelfenstehen.SchwerpunktdesBerichtssinddienationalenRechtsbe-
helfeunddieVerfahrenundPraktiken,diedenZugangzurJustizgewährleisten.ZumeinennenntderBerichtkonkrete
Hindernisse,wieetwadiestriktenFristenfürdieEinreichungvonBeschwerden,dierestriktivenBestimmungenüber
dieParteistellungbeiGericht,diesehrhohenProzesskosteninVerbindungmitstriktenRegelnfürdieGewährung
einerProzesskostenhilfeunddieKomplexitätvonGerichtsverfahren.ZumanderenpräsentiertderBerichtpositive
Praxisbeispiele,mitderenHilfedieseHindernissebeimZugangzurJustizüberwundenwerdenkönnten.

FRA (2011) ZugangzurJustizinEuropa:einÜberblicküberdieHerausforderungenundMöglichkeiten

Aktivität der FrA 
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 • ZugangzueinemRechtsbeistand
(„MaßnahmeC“,geplantfür2011);

 • KommunikationmitAngehörigen,Arbeitgebernund
Konsularbehörden(„MaßnahmeD“,geplantfür2012);

 • besondereGarantienfürschutzbedürftigeVerdächtige
oderBeschuldigte(„MaßnahmeE“,geplantfür2013);

 • GrünbuchüberdieUntersuchungshaft
(„MaßnahmeF“,geplantfür2014);sowie

 • Prozesskostenhilfe(geplantfür2013).

FolgendeGraphikvisualisiertdiewichtigstenStufenbeider
UmsetzungdesFahrplans:

ZusätzlichzumFahrplanwirddieKommissioneinDokument
zuStraftatenundSanktionenvorlegen,umderVerhält-
nismäßigkeitzwischendiesenaufdenGrundzugehen.
AußerdementstehtderzeiteinAktionsplanfürgegenseiti-
gesLernenunddenAustauschzwischenRichtern,Justizbe-
dienstetenundRechtsanwälten.152014solldaserwähnte
GrünbuchdieDiskussiondarübereröffnen,obderFahrplan
aufzusätzlicheBereicheausgedehntwerdensoll.

AndereInstrumente,dievonGruppenvonMitgliedstaa-
tenvorgeschlagenwurden,sindzumBeispieleineEuro-
päischeErmittlungsanordnung16sowieeineEuropäische
Schutzanordnung17(sieheKapitel9überdenOpferschutz).
BeideVorschlägesindunterdemAspektderGrundrechte
interessantundingewissemUmfangauchfürdenZugang
zurJustizwichtig.BesondersrelevantistdieEuropäische
Ermittlungsanordnung,dasiedenZugangzurJustizdadurch
einfachermachenwill,dasssiegrenzübergreifendeErmitt-
lungsmaßnahmenerleichtert.DieEuropäischeErmittlungs-
anordnungkannzurStärkungderRechtspflegebeitragen,

15 Ibid.
16 InitiativezurAnnahmeeinerRichtlinieüberdieEuropäische

ErmittlungsanordnunginStrafsachen,ABl.2010C165,S.22.
17 InitiativezurAnnahmeeinerRichtliniedesEuropäischenParlamentes

unddesEuropäischenRatesüberdieeuropäischeSchutzanordnung,
ABl.2010C69,S.5.

ImOktober2009nahmderRat(JustizundInneres)einen
Fahrplan zur Stärkung der Verfahrensrechte von Verdäch-
tigen oder Beschuldigten in Strafverfahren12anderspäter
demStockholmerProgrammalsAnhangbeigefügtwurde.
DerFahrplanfordertdieEuropäischeKommissionauf,Vor-
schlägezurStärkungdesgegenseitigenVertrauenszwi-
schendenMitgliedstaatenvorzulegen,dieauffünfgrob
skizziertenMaßnahmenbasierensollen.Diese„Maßnah-
menA-E“zielendaraufab,diegegenseitigeAnerken-
nungimBereichderStrafgerichtsbarkeitvereinfachen.Als
„MaßnahmeF“siehtderFahrplaneinGrünbuchüberdie
Untersuchungshaftvor.

ImOktober2010wurdedieRichtlinieüberÜbersetzungen
undDolmetschleistungen(„MaßnahmeA“)angenommen.
DieRichtliniegarantiertverdächtigenundbeschuldigten
PersonendasRechtaufeineschriftlicheÜbersetzungder
maßgeblichenPassagenallerwichtigenDokumentesowie
dasRechtaufDolmetschleistungenbeisämtlichenGerichts-
verhandlungenundVernehmungensowiebeiGesprächen
mitihremRechtsbeistand.DieBetroffenenkönnennurdann
aufdieseRechteverzichten,wennsiezuvorrechtlicheBera-
tungoderinandererWeisevolleKenntnisdarübererhalten
haben,welcheFolgeneinsolcherVerzichthabenkann.Es
obliegtdemRichterimjeweiligenFallzuentscheiden,ob
dieQualitätundderUmfangderDolmetschleistungenund
Übersetzungenausreichendsind.

ImJuli2010nahmdieEuropäischeKommissioneinenVor-
schlagüberdie„Rechtsbelehrung“vonVerdächtigenoder
BeschuldigteninStrafverfahren(„MaßnahmeB“)an,um
gemeinsameMindestnormenfürdasRechtaufBelehrung
inStrafverfahreneinzuführen.13VerbleibendeSchrittedes
Rechtsetzungsprogrammssind:14

12 RatderEuropäischenUnion(2009),ABl.2009C295,S.1-3.
13 EuropäischeKommission(2010a).
14 EuropäischeKommission(2010b),S.33-34,67;undRedederVize-

PräsidentinVivianeReding.

Abbildung 8.1: Zeitlicher Ablauf des „Fahrplans“
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sieistaberauchmitHerausforderungenverbunden.Ebenso
wieandereEU-InstrumenteimBereichdesStrafrechtssieht
dieEuropäischeErmittlungsanordnungdieZusammenarbeit
derRechtssystemevonzweiMitgliedstaatenineinemStraf-
verfahrenvor.WennStaatenmiteinemunterschiedlichen
Schutzniveauzusammenarbeitenkannesmitunterzueiner
AbsenkungdesGrundrechtsschutzeskommen.

8.2.2. Gesetzgebung im Zivilrecht

DasStockholmerProgrammsiehtaucheineReihevonIni-
tiativenimBereichdesZivilrechtsvor,vondeneneinigefür
denZugangzurJustizvonBedeutungsind.Zudenbesonders
erwähnenswertenEntwicklungendesletztenJahresgehört
derVorschlagderEuropäischenKommissiondieVerordnung
„BrüsselI“(überdiegerichtlicheZuständigkeitunddieAner-
kennungundVollstreckungvonEntscheidungeninZivil-und
Handelssachen)ineinerVerordnungneuzufassen.18Das
übergeordneteZielistdabei,dieHindernissezubeseitigen,
diedemfreienVerkehrgerichtlicherEntscheidungenim
Wegstehen.DerVorschlagsiehtkonkretvor,denZugang
zurJustizineinemspezifischenKontextzuverbessern,so
dassesetwaimFallederGeltendmachungvondinglichen
Ansprüchenmöglichwird,denGerichtsstandamjeweiligen
StandortvonbeweglichemVermögenfestzulegen.Außer-
dembeinhaltetderVorschlagnichtnurdieMöglichkeit
fürArbeitnehmer,inarbeitsrechtlichenAngelegenheiten
mehrereParteienineinemgemeinsamenVerfahrenzu
verklagen,sondernauchdieOption,inVerträgenüberdie
AnmietungvonGewerberäumeneineGerichtsstandsverein-
barungaufzunehmen.DarüberhinaussolleineAusweitung
derZuständigkeitsvorschriftenderRichtlinieaufBeklagte
ausDrittstaatenerfolgen.19

ZudemverbessertdieneueVerordnungzurEhescheidung
undTrennungdenZugangzurJustizfürPersonen,diedas

18 Verordnung(EG)Nr.44/2001desRates;EuropäischeKommission
(2010c).

19 Ibid.,S.3.

RechtaufFreizügigkeitausüben.20NachmanchEinschätzung
schütztdieseVerordnungdieschutzbedürftigenPartnerin
einemScheidungs-oderTrennungsverfahrenund„gewähr-
leistetmehrRechtssicherheit,einebessereBerechenbarkeit
undeinegrößereFlexibilität“fürdieBürger.21

8.2.3.  Entwicklungen in der 
Rechtsprechung des EuGH

2010fälltederEuGHmehrereUrteilezurestriktivenMaß-
nahmen,dieimZusammenhangmitderBekämpfungdes
Terrorismusangenommenwurden.DiebetreffendenMaß-
nahmenkönneneineVerletzungderGrundrechtenachsich
ziehen,diealsallgemeineGrundsätzedesUnionsrechts
anerkanntsind.SokanninsbesonderedasRechtaufZugang
zurJustizbeeinträchtigtwerden,wennfürPersonen,gegen
diesichdierestriktivenMaßnahmenrichten,keineMöglich-
keitbesteht,voreinemGerichtgegendieseMaßnahmen
zuklagen.

DasUrteildesEuGHindenverbundenenRechtssachen
Hassan und Ayadi vom3.Dezember2009istindiesem
Zusammenhangerwähnenswert.22DerGerichtshofwider-
sprachderRechtsprechungdesGerichtsersterInstanz(im

Weiteren:„Gericht“)wonach,dieEU-Gerichtenichtüber
dieGrundrechtskompatibilitätjenerVerordnungenbefinden
könnten,dieinUmsetzungeinerResolutiondesSicher-
heitsratsnachKapitelVIIderChartaderVereintenNationen
erlassenwurden.

IneinemUrteilvom30.September2010inderRechtssache
Kadi gegen die Europäische Kommission stelltedasGericht
fest,dass„mitderEinführungeinergerichtlichenKontrolle
aufnationaleroderregionalerEbene,wiesiederKläger
imLichtdesUrteilsKadidesGerichtshofsbefürwortete,die
GefahreinerBeeinträchtigungdervondenVereintenNati-
onenimRahmendesKampfesgegendeninternationalen
TerrorismusgeschaffenenSanktionsregelungenverbunden

20 Verordnung(EU)Nr.1259/2010desRates.
21 RatderEuropäischenUnion(2010).
22 EuGH,verbundeneRechtssachenC-399/06P,Faraj Hassan gegen den 

Rat der Europäischen Union und die Europäische Kommissionund
C-403/06P,Chafiq Ayadi gegen den Rat der EU,3.Dezember2009.
ImWesentlichenwurdeindemFalldieselbePositioneingenommen
wieindenverbundenenRechtssachenEuGH,C-402/05Pund
C-415/05P,Kadi und Al Barakaat International Foundation gegen 
den Rat und die Kommission,3.September2008.

 „[D]ie Gemeinschaftsgerichte müssen […] eine grundsätzlich 
umfassende Kontrolle der Rechtmäßigkeit sämtlicher 
Handlungen der Gemeinschaft im Hinblick auf die 
Grundrechte als Bestandteil der allgemeinen Grundsätze des 
Gemeinschaftsrechts gewährleisten, und zwar auch in Bezug 
auf diejenigen Handlungen der Gemeinschaft, die […] zur 
Umsetzung von Resolutionen des Sicherheitsrats […] dienen 
sollen.“ 

EuGH, Rechtssache T-253/02, Hassan undAyadi, Urteil vom 
3. Dezember 2009, (Randnummer 71)

Gutachten zur Europäischen 
Ermittlungsanordnung
DasEuropäischeParlamentfordertedieFRAimJanuar
2011auf,einGutachtenzumVorschlagfüreineRicht-
linieüberdieEuropäischeErmittlungsanordnungin
Strafsachenvorzulegen.DasGutachtenderFRA,das
imFebruar2011übermitteltwurde,weistaufdiemög-
lichenProblemehin,diesichausdiesemVorschlagfür
denSchutzderGrundrechteergebenkönnen.

FRA (2011) GutachtenderAgenturderEuropäischenUnion
fürGrundrechtezumVorschlagfüreineRichtlinieüberdie
EuropäischeErmittlungsanordnunginStrafsachen

Aktivität der FrA
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ist“.23WiedasGerichthinzufügt,sind„injuristischenKreisen
wohlgewisseZweifeldarangeäußertworden,obdasUrteil
KadidesGerichtshofszumeinenmitdemVölkerrecht[…]
undzumanderenmit[denEU-Verträgen]vollundganzim
EinklangstehtsowiederdemVertragvonLissabonbeige-
fügtenErklärungNr.13derKonferenzderRegierungender
MitgliedstaatenzurGemeinsamenAußen-undSicherheitspo-
litik,inderhervorgehobenwird,dass„dieEuropäischeUnion
undihreMitgliedstaatennachwievordurchdieBestimmun-
genderChartaderVereintenNationenundinsbesondere
durchdieHauptverantwortungdesSicherheitsratsundseiner
MitgliederfürdieWahrungdesWeltfriedensundderinter-
nationalenSicherheitgebundensind“.24

DieHauptsorgedesGerichtsbestehtdarin,dassdurch
dieÜberprüfungeinervonderEUangenommenenMaß-
nahme,dielediglicheinevomUN-Sicherheitsratbeschlos-
seneSanktionumsetzt,dieGerichtederEUdefactodie
Rechtmäßigkeit vonResolutionenüberprüfenwürden,
dievomSicherheitsratgebilligtwurden.AusdemUrteil
indenverbundenenRechtssachenHassan und Ayadifolgt
jedoch,dass„solange“dievomSanktionsausschussdes
UN-SicherheitsratsangewandtenÜberprüfungsverfahren
keinenwirksamenRechtsschutzgewährleisten,dieGerichte
derEUüberprüfensollten,obdievonderEUangenom-
menenDurchführungsmaßnahmenmitdenGrundrechten
imEinklangstehen.Diesistnachwievoreinumstrittenes
Thema,undesbleibtabzuwarten,wiesichdieseRechtspre-
chungzukünftigentwickelnwird.

8.3.   Zugang zur Justiz auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten

DernächsteAbschnittuntersucht,wiesichindenMitglied-
staatenderZugangzurJustizentwickelte.Dabeigehtesvor
allemumThemenwieVerfahrensdauer,Gerichtsreformund
nationaleMenschenrechtsinstitutionen.

IndenMitgliedstaatenisteineReihevonTrendsimHinblick
aufdenZugangzurJustizzubeobachten.Zudenpositiven
EntwicklungengehörenMaßnahmenzurVerkürzungder
Verfahrensdauer,Reformenhinzueinemunabhängige-
renGerichtswesenunddieStärkungoderSchaffungvon
nationalenMenschenrechtsinstitutionen.Esgibtallerdings
auchGerichtsreformen,diedieUnabhängigkeitunddie
GlaubwürdigkeitderJustizgefährdenkönnten.Insgesamt
bestehenweiterhineinigeProblemebeiderGewährleis-
tungeineseffizientenundeffektivenZugangszurJustiz.
StatistischeDatendesEuropäischenGerichtshofsfürMen-
schenrechte(EGMR)zeigen,dassderGerichtshofalleinim
Jahr2010in636Verfahrengegen26EU-Mitgliedstaaten
Menschenrechtsverstößefeststellte,wobeiesin115Fällen
umdasRechtaufeinfairesVerfahrenging.25

23 EuGH(GroßeKammer),FallT-85/09,Yassin Abdullah Kadi gegen die 
Europäische Kommission,30.September2010,Absatz113.

24 Ibid., Absatz115.
25 Europarat(2011a),S.130-131.

8.3.1. Verfahrensdauer

DasgrößteProblembeimZugangzurJustizindenMitglied-
staatendürftedieüberlangeDauervonGerichtsverfahren

sein.DasMinisterkomiteedesEuroparatserkanntedas
AusmaßdiesesProblemsundverabschiedeteeineEmp-
fehlungüberwirksameRechtsbehelfebeiüberlangerVer-
fahrensdauer.26DieEmpfehlungwirddurcheinenLeitfaden
zubewährtenVerfahren(Guide to Good Practice)ergänzt.27

26 Europarat,Ministerkomitee(2010c).
27 Ibid.,GuidetoGoodPractice,CM(2010)4add1.

„[Mitgliedstaaten sollten …] alle erforderlichen 
Schritte unternehmen, um sicherzustellen, dass alle 
Phasen einzelstaatlicher Verfahren […] innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums abgeschlossen werden; […] 
gewährleisten, dass Mechanismen vorhanden sind, um 
Verfahren, bei denen die Gefahr einer unangemessen langen 
Dauer besteht, sowie die Ursachen dafür, zu ermitteln; 
spezielle Formen nichtmonetärer Entschädigungen vorsehen, 
wie etwa eine Verringerung von Sanktionen oder die 
Einstellung des Verfahrens.“

Empfehlung CM/Rec(2010)3 des Ministerkomitees der Mitgliedsländer des 
Europarats über wirksame Rechtsbehelfe bei überlanger Verfahrensdauer

Zugang zur Justiz für Menschen mit 
Behinderungen 
EinTeildesFRA-ProjektszumThemaBehinderung
(GrundrechtevonMenschenmitpsychischenGesund-
heitsproblemenundMenschenmitgeistigerBehinde-
rung)beschäftigtsichmitdemZugangzurJustiz.Dabei
gehtesinsbesondereumdierechtlicheStellungvor
Gerichtunddarum,wieMenschenmitBehinderungen
inGerichtsverfahrenunterstütztwerdenkönnen.

Weitere Informationen sind abrufbar unter: http://fra.europa.eu/
fraWebsite/research/projects/proj_disability_en.htm 

Aktivität der FrA 

fra.europa.eu/fraWebsite/research/projects/proj_disability_en.htm
fra.europa.eu/fraWebsite/research/projects/proj_disability_en.htm
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WieausTabelle8.1hervorgeht,habeneinigeMitgliedstaa-
teneinbesondersakutesProblemmitderVerfahrensdauer,
wiesichinderhohenZahlderfestgestelltenVerstößesowie
imhohenAnteildergegensieverhängtenUrteilezeigt.

MehrereMitgliedstaatenleitetenkonkreteMaßnahmen
zurLösungdiesesProblemsein.Bulgarien führteeinSys-
temein,dasdieBereitstellungvon„Ersatzanwälten“bei
Schwerverbrechenvorsieht.DieseAnwältevertretendie
RechtedesBeklagten,auchohnedessenZustimmung,
wenneinRechtsbeistandohnetriftigenGrundnichtzu
TerminenineinemUntersuchungs-oderGerichtsverfahren

erscheint.28DieseMaßnahmekönntedieVerfahreninjenen
Fällenbeschleunigen,indenendieVerzögerungdurchdas
NichterscheineneinesRechtsbeistandsverursachtwird;
andererseitsgefährdetsiemöglicherweiseaberauchdas
RechtaufeinfairesVerfahren,wennderErsatzanwaltnicht
ausreichendmitspeziellenFällenvertrautist.

InFinnlandwurdedemVerfassungsrechtsausschussdesPar-
lamentseinBerichtdesJustizministeriums(Oikeusministe-
riö)überVerzögerungeninGerichtsverfahrenvorgelegt,der

28 Bulgarien,Наказателно-процесуален кодекс,Gesetzesänderung
mitWirkungabdem28.Mai2010,Kapitel10,Artikel94(4)bis(6).

Urteile, in denen 
mindestens ein verstoß 

festgestellt wurde

recht auf ein 
faires verfahren 

verfahrensdauer

Belgien 4(-4) 3(-1) 0(-2)

Bulgarien 69(+8) 6(-5) 31(-10)

dänemark 0(-3) 0(unverändert) 0(-3)

deutschland 29(+11) 2(-2) 29(+15)

estland 1(-3) 0(unverändert) 0(-1)

Finnland 16(-12) 2(-7) 9(-10)

Frankreich 28(+8) 10(+5) 1(-1)

Griechenland 53(-16) 8(-8) 33(-8)

irland 2(+2) 0(unverändert) 1(+1)

italien 61(unverändert) 9(-2) 44(+32)

kroatien 21(+5) 6(-1) 8(+2)

Lettland 3(-3) 1(+2) 0(unverändert)

Litauen 7(-1) 3(+3) 3(-4)

Luxemburg 5(+3) 2(unverändert) 3(-3)

Malta 3(-1) 0(-1) 0(unverändert)

Niederlande 2(+2) 0(unverändert) 0(unverändert)

Österreich 16(+3) 6(+5) 9(+3)

Polen 87(-36) 20(-1) 37(-13)

Portugal 15(-2) 2(unverändert) 6(+3)

rumänien 135(-18) 30(-26) 16(unverändert)

Slowakei 40(+2) 2(-2) 29(unverändert)

Slowenien 3(-3) 0(-1) 2(-2)

Spanien 6(-5) 4(-1) 0(-3)

Schweden 4(+3) 1(unverändert) 1(+1)
tschechische 
republik 9(+6) 3(+2) 1(+1)

Ungarn 21(-7) 1(-2) 14(-6)
vereinigtes 
königreich 14(unverändert) 0(-1) 1(-1)

Zypern 3(unverändert) 0(unverändert) 0(-3)

insgesamt 657 (-62) 121 (-43) 278 (-14)

Anmerkung: Die Zahlen in Klammern geben die Veränderungen in den statistischen Daten gegenüber 2009 an.

Quelle: Europarat/Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, Jahresbericht 2010, Januar 2011, (vorläufige Fassung), S. 130-131

Tabelle 8.1:  Zahl der EGMR-Urteile, die einen Verstoß gegen das Recht auf ein faires Verfahren und/oder einen 
Verstoß hinsichtlich der Verfahrensdauer feststellen (EU-Mitgliedsstaaten und Kroatien)
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MöglichkeitenzurVerkürzungvonGerichtsverfahrenerläu-
tert.29AußerdemfordertedasParlamentdieRegierungauf,
eineGesamtstrategiezuerarbeiten,wieVoruntersuchun-
genunddiePrüfungderAnklagepunkteeffizienterdurch-
geführtundgerichtlicheVerfahrenbeschleunigtwerden
können.DasJustizministeriumunddasInnenministerium
planeneineArbeitsgruppeeinzusetzen,diewirksameMaß-
nahmenzurVerkürzungderDauervonGerichtsverfahren
zusammenstellensoll.30Vorgeschlagenwurdeaußerdem,
dassogenannte„pleabargaining“einzuführen.Im„plea
bargaining“könnteeinSchuldeingeständnisineinemfrü-
henStadiumdesVerfahrensdazuführen,dassdasStrafmaß
geringerausfälltalsimFalleeinesSchuldspruchesnach
DurchführungdesvollenVerfahrens.DieTransparenzdes
Verfahrensmussdabeiallerdingserhaltenbleiben.31InLett-
landerlaubenjüngsteÄnderungendesStrafrechts(Oktober
2010)esdenGerichtennunmehr,niedrigereStrafenaus-
zusprechen–jasogardieüblicheMindeststrafezuunter-
schreiten–,wennVerfahrennichtineinerangemessenen
Zeitspanneabgeschlossenwerden.32InähnlicherWeise
führteauchSpanienGesetzesänderungenein,diemildere
UrteileinFällenunangemessenerVerzögerunggestatten.33

InitalienistdieSchwerfälligkeitderJustiznachwievorein
erheblichesProblem.DieEnde2009eingeführtegesetzli-
cheRegelungzieltdaraufab,dasVerfahrenzurErlangung
einerEntschädigungbeieinerüberlangenVerfahrensdauer
zuverbessern;essiehtvor,dassGerichtsverfahrennach
höchstenszweiJahrenabgeschlossenseinmüssen.34Zudem
führteItalieneinobligatorischesaußerstreitigesVerfahren
inausgewähltenBereichendesPrivatrechtsein.35DerEGMR
wiesdaraufhin,dasstiefergreifendeReformennotwendig
seien.36InZypernwurdeeinneuesGesetzerlassen,das
einenRechtsbehelfbeiÜberschreitungderangemessenen

29 Finnland,Oikeusministeriö(2009a).
30 Finnland,Oikeusministeriö(2010a).
31 Finnland,Oikeusministeriö(2010b).
32 Lettland,Likumprojekts,Grozijumi,Kriminallikuma.(Änderungendes

Strafrechts),Nr.1704/Lp9,21.Oktober2010,Abschnitt49.11)1-3.
33 Spanien,LeyOrgánica5/2010,Artikel21,Nr.6.
34 Italien,DisegnodiLegge(2009).
35 Italien,DecretolegislativoNr.28.
36 EuropäischerGerichtshoffürMenschenrechte,Gaglione und andere 

gegen Italien,Nr.45867/07.

Verfahrensdauereinführt.37DasGesetzgiltfürBeschwerden
überdieVerfahrensdaueraufallenEbeneninZivil-undVer-
waltungssachenundermöglichtesinjederPhaseeinesVer-
fahrens,BeschwerdebeieinemBezirksgerichteinzureichen.

ImAugust2010verabschiedetedieBundesregierungin
deutschlandeinenGesetzesentwurf zurVerbesserung
desRechtsschutzesbeiüberlangenGerichtsverfahrenund
strafrechtlichenErmittlungsverfahren.38DerGesetzesent-
wurfsiehteinenspeziellenEntschädigungsanspruchbei
einerunangemessenenVerzögerungdesVerfahrensvor.
DieHöhederregulären(immateriellen)Entschädigungwird
mit1200EURfürjedesJahrderVerzögerungfestgelegt.
FürmaterielleSchädenistebenfallseinSchadenersatzvor-
gesehen,derhöherseinkannalsder„reguläreSchaden-
ersatz“.AllerdingswirdeineEntschädigungnurgewährt,
wenndieunangemesseneVerfahrensverzögerungbereits
zueinemfrüherenZeitpunktgerügtwurde–somitkönnte
dieRügeeinevorbeugendeWirkunghaben.39Mitdiesem
GesetzesentwurfwilldieBundesregierungderRechtspre-
chungunddenLeitliniendesEuropäischenGerichtshofs
fürMenschenrechtesowiedesBundesverfassungsgerichts
Rechnungtragen.

37 Zypern,Gesetz2(1)/2010.
38 Deutschland,Bundesregierung,GesetzüberdenRechtsschutz

beiüberlangenGerichtsverfahrenundstrafrechtlichen
Ermittlungsverfahren,12.August2010.

39 Ibid.,Artikel1,S.5,sieheauchS.31.

Einschlägige Akteure helfen bei der Vorbereitung einer großen Umfrage
2009initiiertedieFRAeinProjekt,dasdenZugangzurJustizaufEbenederMitgliedstaatenuntersuchensoll.Teildes
ProjektesisteinejuristischeUntersuchungbasierendaufmehrerenIndikatorenzurBewertungderspezifischenSituation
indeneinzelnenLändern.WeitereAspektedeckteineStudieübersoziologischeFragestellungenab,die2010begann.
DabeihandeltessichumeinequalitativeErhebungzumZugangzurJustizwieerüberGleichbehandlungsstellenin
achtausgewähltenEU-Mitgliedstaatengewährleistetwird.ImNovember2009undimOktober2010brachtedie
AgenturExpertenauseinembreitenSpektrum,–darunterAnwaltskammern,Richterverbände,Ombuds-Einrichtungen
oderRechtshilfeorganisationen–zusammen.DieseTreffenmachtenaufgeplanteProjekteundvorhandeneErkennt-
nissederFRAaufmerksamundliefertenderFRAwichtigeHinweisefürdieGestaltungkünftigerForschungsvorhaben.

Siehe hierzu: hhtp://fra.europa.eu/fraWebsite/access_to_justice/access_to_justice_en.htm

Aktivität der FrA

http://www.senato.it/service/PDF/PDFServer/BGT/00444659.pdf
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8.3.2. Reform des Gerichtswesens

FastdieHälfteallerMitgliedstaatenführtReformendes
Gerichtswesensdurch.DabeiisteindeutlicherTrendhinzur
StärkungderUnabhängigkeitderJustizzuerkennen,dieein
wesentlichesKriteriumfüreinentatsächlichenZugangzur
Justizist.InGriechenlandschreibteinneuesGesetzdieEin-
beziehungdesParlamentsbeiderBesetzungderhöchsten
Richterämtervor,dieinFormeinerAnhörungderBewerber
erfolgt.40SchwedenstärktedieUnabhängigkeitderGerichte
durchVerfassungsänderungen.SowurdenetwadieBestim-
mungen,diedasGerichtswesenbetreffen,ineinsepara-
tesKapitelübertragen,umdessenUnabhängigkeitvonder
Regierungzuunterstreichen.ZudemwurdenRegelungen
fürdieUnabhängigkeitvonRichternsowieweitereMaß-
nahmenzurStärkungderUnabhängigkeitaufgenommen.41

LettlandrichtetenachzehnjährigerDebatte2010einen
Justizratein.42ImZugedieserÄnderungenwurdeauchdie
finanzielleUnabhängigkeitderJustizgestärkt.43Die Slowa-
kei führteMaßnahmendurch,umdieUnabhängigkeitund
TransparenzihresJustizrates,beispielsweisedurchöffent-
licheSitzungen,zuerhöhen.44DasVereinigte Königreich
richteteeine KommissionfürdieErnennungvonRichtern
(Judicial Appointments Commission)ein,umeinegrößere
UnabhängigkeitundmehrTransparenzzugewährleisten.45
AußerdemliegenVorschlägevor,diebestehendenGerichts-
strukturenunterdemDacheinereinzigenOrganisation
zusammenzufassen.46

Ungarn dagegen verabschiedete im Dezember 2010
ein Gesetz, das unter anderem die Befugnis zur

40 Griechenland,Gesetz3841/2010.
41 DieÄnderungentratenam1.Januar2011inKraft.Gesetz

(2010:1408)überdieRegierungsform,Kapitel11.
42 Lettland,LatvijasRepublikasAugstākā,Presseerklärung,

1.Oktober2010.
43 Lettland,Likumspartiesuvaru.
44 Slowakei,Zákon185/2002.
45 VereinigtesKönigreich,JudicialAppointmentsCommission.
46 Siehewww.publications.parliament.uk/pa/ld201011/ldhansrd/

text/101005-wms0001.htmundwww.justice.gov.uk/latest-updates/
announcement160910b.htm.

ErnennungvonGerichtspräsidentenvomNationalenJustizrat
(Országos Igazságszolgáltatás Tanács,OIT)aufdenPräsi-
dentendesOITüberträgt.47DassdieseBefugnisvoneinem
kollektiven Gremium auf eine Einzelperson überging,
könntedieGefahreinerBeeinträchtigungderrichterlichen
Unabhängigkeitbergen.

FürdieEU-Ebeneistfestzuhalten,dassgemäßdergeän-
derten Vorschriften zur Ernennung von Richtern und
GeneralanwältendesEuGHnunmehreineKonferenzder
RegierungsvertreterderMitgliedstaatenalsErnennungsgre-
miumfungiert.DieKonferenztrifftihreEntscheidungjedoch
nachderKonsultationeinessiebenköpfigenGremiums–
einePersondavonvomEuropäischenParlamentbenannt–
demRichterundGeneralanwälte,Mitgliederderobersten
nationalenGerichte,sowieerfahreneAnwälteangehören.48

AndereMitgliedstaatenrichtetenunabhängigeJustizräte
ein,diefürdieVerwaltungdesGerichtswesenszuständig
sind,odererweitertendieBefugnissesolcherRäte.InEst-
landberätdasParlamentderzeitüberGesetzesreformen,
dieeinegrundlegendeRevisionsowiedieEinrichtungeiner
neuen,unabhängigenGerichtsverwaltungvorsehen.49Im
Juni2010reformierteFrankreichdenOberstenJustizrat
(CSM)mitdemZiel,dierichterlicheUnabhängigkeitzu
stärken.Ab2011wirdbeispielsweisenichtmehrderPrä-
sidentderRepublikdenVorsitzimOberstenJustizratfüh-
ren,sondernderVorsitzendedesKassationsgerichtsdiese
Positioneinnehmen.50

47 Ungarn,Gesetz2010CLXXXIII.
48 GerichtshofderEuropäischenUnion(2009).
49 Verfahrensständeabrufbarunter:www.riigikogu.ee/?page=en_vaade

&op=ems&eid=866881&u=20100422101349.
50 Frankreich,AktNr.2001-539zumStatusderMagistrateundderCSM,

25.Juni2001.

VielversprechendePraktik

Sensibilisierung der Öffentlichkeit, um den Zugang zur Justiz zu erleichtern 
InirlandstartetederIrischeRatfürbürgerlicheFreiheiten(Irish Council for Civil Liberties,ICCL)eineInformations-
kampagneunterdemMotto„KennedeineRechte“(Know Your Rights).ZieldesProjektsistes,dieBürgerinleicht
verständlicherFormüberihreRechteaufzuklären.ZudiesemZweckwurdenmehrereInformationsbroschüren
herausgegebenundeinespezielleProjekt-Websiteeingerichtet.DieersteBroschüreausdieserReihemitdemTitel
Kenne Deine Rechte: Strafrecht und Polizeibefugnisse (Know Your Rights: Criminal Justice and Garda Power)wurde
imJanuar2010zusammenmitdenAusgabenKenne Deine Rechte: Datenschutz(Know Your Rights: Privacy)und
Kenne Deine Rechte: Europäische Menschenrechtskonvention (Know Your Rights: European Convention on Human 
Rights)veröffentlicht.DieBroschürenkönnenauchaufderWebsitedesICCLabgerufenwerden.

Kampagne „Know Your Rights“, Irish Council for Civil Liberties, 2010, weitere Informationen unter: www.knowyourrights.ie

www.publications.parliament.uk/pa/ld201011/ldhansrd/text/101005-wms0001.htm
www.publications.parliament.uk/pa/ld201011/ldhansrd/text/101005-wms0001.htm
www.justice.gov.uk/latest-updates/announcement160910b.htm
www.justice.gov.uk/latest-updates/announcement160910b.htm
www.riigikogu.ee/?page=en_vaade&op=ems&eid=866881&u=20100422101349
www.riigikogu.ee/?page=en_vaade&op=ems&eid=866881&u=20100422101349
www.knowyourrights.ie
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8.3.3.  Nationale 
Menschenrechtsinstitutionen

Nationale Menschenrechtsinstitutionen und nationale
Gleichbehandlungsstellen(wieinKapitel5überGleichbe-
handlungundNichtdiskriminierungerläutert)könnenden
direktenZugangzurJustizermöglichenbeziehungsweise
wesentlicherleichtern.DazubestehenverschiedeneMög-
lichkeiten,wiezumBeispiel:InformationüberGrundrechte
undderenEinklagbarkeit;BereitstellungvonMediations-
dienstenoderVerweisaufsolcheAngebote;Mitwirkungbei
derStreitbeilegungsowieBegleitungundUnterstützungvon
OpfernbeiderBeschreitungdesRechtsweges.

DieEU-MitgliedstaatenzeigeneinedeutlicheTendenz,
nationaleMenschenrechtsinstitutionenimEinklangmitden
PariserGrundsätzeneinzurichten.DievonderGeneralver-
sammlungderVereintenNationen1993angenommenen
PariserGrundsätzeenthaltenverbindlicheRichtlinienzuden
erforderlichenBefugnissenundMerkmalen,dieunabhän-
gigeundeffizienteInstitutionenzumSchutzundzurFörde-
rungderMenschenrechteaufnationalerEbeneaufweisen
müssen.51MitRegelmäßigkeitermutigendieVertragsüber-
wachungsorganederUNOjeneMitgliedstaaten,diedieVer-
trägezumSchutzderMenschenrechteunterzeichnethaben,
Institutioneneinzurichten,diedieseStandardserfüllen.52

51 „Principlesrelatingtothestatusofnationalinstitutions:Competences
andResponsibilities“,definiertbeimerstenInternationalWorkshop
onNationalInstitutionsforthePromotionandProtectionofHuman
Rights,Paris,7.-9.Oktober1991,verabschiedetdurchdieCommission
onHumanRights,Resolution1992/54,1992unddurchdieGeneral
AssemblyResolution48/134,1993;sieheauchAgenturder
EuropäischenUnionfürGrundrechte(2010b).

52 ZuanwendbarenUN-Standards,andiedieEU-Mitgliedstaaten
gebundensind,sieheKapitel10überinternationaleVerpflichtungen.

NachdemdienationaleMenschenrechtsinstitutioninSchott-
land2010denStatusAerhielt,gibtesinderEUinsgesamt
zwölfsolcherEinrichtungeninzehnverschiedenenMitglied-
staaten(dreidavonimVereinigten Königreich).Mindestens
zweiMitgliedstaaten,dieMenschenrechtsinstitutionenmit
BStatusbesitzen(Belgien53undNiederlande54),führen
derzeitReformendurch,umdenAStatuszuerreichen.
WährendinBelgienhierinletzterZeitkaumFortschrittezu
erkennensind,verlaufenindenNiederlandendieVorbe-
reitungenfürdieimnächstenJahrvorgeseheneEinrichtung

einernationalenMenschenrechtsinstitutionplanmäßig.Ita-
liensagteebenfallszu,einenationaleMenschenrechtsinsti-
tutionentsprechenddenPariserGrundsätzeneinzurichten.55

InvierderMitgliedstaatenohneakkreditierteInstitutionen
(Finnland,Italien,Schweden und Zypern)wurdenwirk-
sameSchrittezurEinrichtungnationalerMenschenrechtsin-
stitutionenunternommen,diedasPotenzialzurErreichung
desAStatushaben.InFinnlandschlugdieRegierungim
Oktober2010vor,einenationaleMenschenrechtsinsti-
tutionzuschaffen,dieinderVerwaltungsstrukturneben
dembereitsbestehendenOmbudsmannangesiedeltist.56
InSchweden schlugEnde2010einevonderRegierung

53 Belgien,CentreforEqualOpportunitiesandOppositiontoRacism
(2011).Sieheauch,z.B.,CommissionJusticeetPaix,LaCommission
BelgedesDroitsFondamentaux:présentationetprojetd’accord.

54 Am20.August2010beschlossdasniederländischeKabinett,dem
ParlamenteinGesetzzurSchaffungeinesMenschenrechts-Instituts
vorzuschlagen.DiebereitsexistierendeGleichbehandlungsstelle
Commissie Gelijke BehandelingwirdindasneueInstitutintegriert
werden.SieheNiederlande,Rijkoverheid,WetsvoorstelCollegevoor
derechtenvandemens(BZK).

55 VereinteNationen,Generalversammlung(2010),Absatz7.Ein
GesetzentwurfwurdeimApril2007vonderAbgeordnetenkammer
angenommen,abermusstenochvomSenatgebilligtwerden.
EinEntwurfwurdeEnde2009indenSenateingebrachtundim
Februar2010diskutiert.

56 Finnland/Oikeusministeriö(2010c).

Zugang zur Justiz für Asylbewerber 
Anfang2010veranstaltetedie FRA zwei separate
Sachverständigentreffen, um eine Befragung von
AsylbewerbernzufolgendenThemenvorzubereiten:
QualitätderInformationenüberdasAsylverfahrenund
ZugänglichkeitvonRechtsbehelfengegenabschlägige
EntscheidungenvonGerichtenersterInstanz.Nachder
Untersuchung,diedieBefragungvon877anAsylver-
fahrenbeteiligtenPersoneneinschloss,veröffentlichte
dieFRA2010zweiBerichte:Der Zugang zu wirksamen 
Rechtsmitteln: Die Sicht der Asylbewerber (Access to 
effective remedies: The asylum seeker perspective)
undDie Pflicht zur Aufklärung von Asylbewerbern über 
das Verfahren: Die Sicht der Asylbewerber (The duty 
to inform applicants about the asylum procedure: the 
asylum-seeker perspective).

Weitere Informationen sind dem Kapitel 1 zu Asyl, Zuwanderung 
und Integration zu entnehmen

Aktivität der FrA

Ein Aufruf zur Stärkung Nationaler 
Menschenrechtsinstitutionen
Im Mai 2010 veröffentlichte die FRA den Bericht
Nationale Menschenrechtsinstitutionen in den 
EU-Mitgliedstaaten (National Human Rights Institu-
tions in the EU Member States).DieserBerichtistTeil
einerReihevonvierBerichten,diesichderStärkung
derGrundrechte-Architekturwidmen.DerBerichtüber
nationaleMenschenrechtsinstitutionenkommtunter
anderemzudemSchluss,dassdieInstitutionenDefizite
beiUnabhängigkeitundEffizienzaufweisen.Zudem
stellterfest,dasseineengereZusammenarbeitund
bessereKoordinierungderverschiedenenEU-Stellen
dabeihelfenwürde,LückenundÜberschneidungenin
denjeweiligenAktivitätenzuverhindern.

Weitere Informationen sind abrufbar unter: http://fra.europa.eu/
fraWebsite/research/publications/publications_per_year/
pub_national_hr_inst_en.htm

Aktivität der FrA

http://fra.europa.eu/fraWebsite/research/publications/publications_per_year/pub_national_hr_inst_en.htm
http://fra.europa.eu/fraWebsite/research/publications/publications_per_year/pub_national_hr_inst_en.htm
http://fra.europa.eu/fraWebsite/research/publications/publications_per_year/pub_national_hr_inst_en.htm
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eingesetzteGruppeReformenvor,dieauchdieSchaffung
einernationalenMenschenrechtsinstitutionimEinklangmit
denPariserGrundsätzenumfasste.57Zypernunternimmt
derzeitAnstrengungen,umdieFunktionendesVerwal-
tungskommissars(Bürgerbeauftragten)zustärkenunddas
AmtvomVerwaltungskommissarzum„Menschenrechts-
kommissar“umzugestalten.58

Ausblick
DieReformenderJustizsystemeindenMitgliedstaaten
müssenfortgeführtwerden,insbesondereimHinblickauf
anhaltendüberlangeGerichtsverfahren.Diessollteman
imKontextderReformensehen,diederzeitimEuropäi-
schenGerichtshoffürMenschenrechtestattfinden,umeinen
übermäßigenRückstandannichtabgeschlossenenFällenzu
bewältigen.59DieseReformenbeinhaltenunteranderemdie
Einführungdes„Pilotverfahrens“fürwiederkehrendeVer-
stöße,dasesdemGerichtshofermöglicht,einenodermeh-
reredieserFällezurvorrangigenBearbeitungauszuwählen,
wenneineausreichendeZahlanBeschwerdeneingeht,
denendasselbestrukturelleProblemzugrundeliegt.60Nur
wennsichergestelltwird,dassdienationalenJustizsysteme
ihreAufgabenkompetentwahrnehmen,wirdesgelingen,

57 Schweden,SlutbetänkandeavDelegationenförmänskligarättigheter
iSverige (2010),Ny struktur för skydd av mänskliga rättigheter.

58 DervomJustizministererstellteGesetzentwurf,demder
Ministerratam22.Oktober2010zustimmte,durchläuftderzeitdas
Gesetzgebungsverfahren.

59 FürweitereInformationensiehe:Europarat,Ministerkomitee(2010d).
60 FürweitereInformationensiehe:EuropäischerGerichtshoffür

Menschenrechte(EGMR),The Pilot-Judgment Procedure.Für
einenMusterfallzuüberlangenGerichtsverfahrensieheauch:
EGMR,Vassilios Athanasiou und andere gegen Griechenland,
No.50973/08,21.Dezember2010(nichtendgültig).ZumerstenMal
umgesetztwurdedasVerfahreninEGMR,Broniowski gegen Polen,
No.31443/96,22.Juni2004.

diehoheArbeitsbelastungdesEuropäischenGerichtshofs
fürMenschenrechtezuverringern.Gleichzeitigkanndie
StärkunganderernationalerMechanismen,insbesondere
vonGleichbehandlungsstellenundnationalenMenschen-
rechtsinstitutionen,zurLösungstrukturellerProblemeauf
nationalerEbenebeitragen.ObdieMitgliedstaatenange-
sichtsderweitverbreitetenSparmaßnahmenauchkünftig
dienotwendigenSchrittezurStärkungdernationalenMen-
schenrechtsinstitutionenunternehmen,bleibtabzuwarten.

Status Länder

A

Dänemark,Deutschland,Frankreich,Griechenland,Irland,Luxemburg,Polen,Portugal,Spanien,
VereinigtesKönigreich*(mitnationalenMenschenrechtsinstitutioneninGroßbritannien,Nord-
irlandundSchottland),Kroatien

B Belgien,Niederlande,Österreich,Slowakei,Slowenien

C Rumänien

keine akkreditierte  
nationale 
Menschenrechts-
institution 

Bulgarien,Estland,Finnland,italien,Lettland,Litauen,Malta,Schweden, 
TschechischeRepublik,Ungarn,Zypern

Anmerkungen:  * Die Equality and Human Rights Commission teilt sich den Sitz des Vereinigten Königreichs im International 
Coordinating Committee of NHRIs mit der Northern Ireland Human rights Commission und der Scottish Human 
Rights Commission.  
In durch Fettdruck hervorgehobenen Ländern sind demnächst Änderungen vorgesehen.

Quelle:  Internationales Koordinationskomitee der NHRI (International Coordinating Committee, ICC), Tabelle zum Status der NHRI, 
1. Januar 2010

Tabelle 8.2:  Nationale Menschenrechtsinstitutionen in EU-Mitgliedstaaten und Kroatien nach 
Akkreditierungsstatus 
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